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Vorwort

Diese Arbeit wurde im Jahr 2016 von der Rechtswissenschaftlichen Fakultät 
der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster als Dissertation angenommen.

Ihr Gegenstand ist von unverminderter Aktualität und gründet sich auf die 
Frage, wie ausgeprägt die Einflussmöglichkeiten des Souveräns auf staat
liche Willensbildungsprozesse sein sollen und können. Erstere ist eine politi-
sche, letztere eine juristische Perspektive. Es gilt, beide zu trennen und ins-
besondere eine verfassungsrechtliche Untersuchung frei von politischen Er-
wägungen zu halten.

Erst jüngst urteilte das Hamburgische Verfassungsgericht am 13. Oktober 
2016 in der Sache eines Volksbegehrens, mit dem eine Absenkung der Quo-
ren bei Volksentscheiden erreicht werden sollte. Es entschied unter Heranzie-
hung insbesondere des Mehrheitsprinzips als Bestandteil des unabänderlichen 
Kerngehaltes der Hamburgischen Verfassung, daß die angestrebten niedrige-
ren Quoren gegen das Demokratieprinzip verstoßen. Argumentativ reiht es 
sich in die im ersten Teil dieser Arbeit untersuchten Entscheidungen anderer 
Landesverfassungsgerichte ein.

Ganz herzlich danken möchte ich meinem Doktorvater Herrn Prof. Dr. 
Fabian Wittreck. Er stand mir stets mit Rat und Kritik bei der Erstellung der 
Arbeit zur Seite. Ich freue mich sehr, dass er die Arbeit betreut hat. Auf die 
von ihm vermittelte Methode und Präzision rechtswissenschaftlichen Arbei-
tens greife ich bis heute mit viel Gewinn zurück. Auf dieser Basis ist bei mir 
auch zu einem großen Teil die Freude an der Rechtswissenschaft gewachsen, 
ohne die eine Arbeit wie die vorliegende nicht hätte entstehen können und 
die für mich wesentlicher Bestandteil meines Berufslebens geworden ist. 
Herzlich danken möchte ich auch Herrn Prof. Dr. Bodo Pieroth für die Er-
stellung des Zweitgutachtens.

Diese Arbeit wurde berufsbegleitend über mehrere Jahre und bedingt durch 
Wohnsitzwechsel unter Nutzung diverser Bibliotheken angefertigt. Mein 
Dank gilt hier insbesondere den Mitarbeitern des Max-Planck-Institutes für 
ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht in Heidelberg, deren Hilfe 
bei Recherche und Literaturbeiziehung erheblich zu den idealen Arbeitsbe-
dingungen beigetragen hat, die ich dort vorfand.

Sehr herzlich Dank sagen möchte ich schließlich meinen Eltern für ihren 
fortdauernden Zuspruch und ihre umfassende Unterstützung. 

Hannover, im Frühjahr 2018	 Stefan Schwerdtfeger
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Einleitung

Direktdemokratische Entscheidungen haben in Deutschland Seltenheits-
wert. In den Ländern kommen sie hin und wieder vor; auf Bundesebene da-
gegen faktisch überhaupt nicht. Oft erfährt der deutsche Bürger daher von 
einem Volksbegehren oder Volksentscheid in einem anderen Bundesland aus 
der Zeitung, kann aber mangels Stimmberechtigung nicht daran teilnehmen. 
Die Bedeutung der direkten Demokratie für den Rechtsetzungsprozeß insge-
samt und den politischen Diskurs in der Öffentlichkeit in Deutschland ist 
daher beschränkt. Dabei sehen mittlerweile alle Länderverfassungen in 
Deutschland direktdemokratische Verfahren vor. Ein deutliches Übergewicht 
kommt dabei der Volksgesetzgebung zu, die in den Ländern flächendeckend 
eingeführt ist, wogegen sich andere direktdemokratische Beteiligungsmög-
lichkeiten wie die Parlamentsauflösung und das Referendum nur vereinzelt 
finden lassen.1

In sämtlichen direktdemokratischen Verfahren, die in Deutschland auf 
Landesebene vorgesehen sind, muß die Zahl der Teilnehmer auf allen Verfah-
rensstufen jeweils eine bestimmte Mindesthöhe erreichen. Diese Quoren 
wurden in den letzten Jahren in vielen Bundesländern abgesenkt. Teilweise 
schlugen jedoch auch direktdemokratische Initiativen Gesetze zur Absenkung 
einzelner Quoren bei der Volksgesetzgebung vor und scheiterten an den Ver-
fassungsgerichten der Länder. In dieser Arbeit soll unter Betrachtung des 
Grundgesetzes sowie der Verfassungen der Länder Bremens, Bayerns und 
Thüringens untersucht werden, ob und wenn ja in welchem Maße Quoren in 
direktdemokratischen Verfahren – insbesondere bei der Volksgesetzgebung – 
abgesenkt werden können, ohne gegen Verfassungsrecht zu verstoßen bezie-
hungsweise ob und falls ja in welcher Gestalt Quoren sogar verfassungs-
rechtlich zwingend sind.

A. Stand der Debatte um die direkte Demokratie  
in Deutschland

Die Debatte um die Einführung und Ausgestaltung direktdemokratischer 
Verfahren weist in Deutschland einige Wendepunkte auf. In den Anfängen 
der Bundesrepublik herrschte noch eine historisch gespeiste und grundle-

1  Wittreck 2013 I, 43.
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gende Skepsis gegenüber direktdemokratischen Elementen vor.2 In den 60er 
und 70er Jahren des 20. Jahrhunderts wurde die Diskussion um bessere Be-
teiligungsmöglichkeiten der Bürger durch bipolare radikaldemokratische 
Demokratietheorien geprägt; es standen sich Verfechter eines reinen Reprä-
sentativsystems sowie Propagandisten direkter Demokratie gegenüber.3 In 
der Folgezeit wurde diese plakative Auseinandersetzung überwunden. Es 
formte sich immer mehr eine wissenschaftliche Debatte heraus, welche zu-
nächst von der Frage bestimmt war, ob überhaupt direktdemokratische Ver-
fahren in die Verfassungen von Bund und Ländern aufgenommen werden 
sollten. Gegenwärtig verlagert sich der Ansatz eher zu dem Problem hin, auf 
welche Weise direktdemokratische Verfahren am sachdienlichsten ausgestal-
tet werden könnten.4

Nach heutigem Stand gilt Deutschland bei der Umsetzung direktdemokra-
tischer Teilhabemöglichkeiten im internationalen Vergleich als zögerlich.5 
Dessen ungeachtet (oder gerade deswegen?) kommt eine neuere Untersu-
chung aufgrund einer Umfrage unter der deutschen Bevölkerung und Politi-
kern aus dem Jahr 2008 zu dem Ergebnis, daß die Bürger die direkte Demo-
kratie auf Bundesebene mit einer Zustimmung von 75 % befürworten. Diese 
Zustimmung hänge einerseits mit der Hoffnung auf mehr Mitbestimmung 
und andererseits vom Ausmaß an Politikverdrossenheit ab. Dagegen lehnen 
56 % der befragten Politiker eine Einführung direkter Demokratie auf Bun-
desebene ab. Als bedeutendes Hindernis für die Einführung direkter Demo-
kratie auf Bundesebene wird insofern angeführt, daß Politiker hierdurch ihre 
politische Entscheidungssouveränität mit den Bürgern teilen müßten.6 Nach 
einer weiteren Umfrage aus jüngerer Zeit sind 65 % der Bevölkerung über-
zeugt, daß es die Qualität der Demokratie in Deutschland verbessern würde, 
wenn die Bürger über wichtige Fragen in Volksabstimmungen entscheiden 
könnten.7

In der neueren Diskussion um das Für und Wider bezüglich direktdemo-
kratischer Entscheidungen finden sich einerseits Stimmen, die direktdemo-
kratischen Verfahren eher skeptisch gegenüberstehen. Bezweifelt wird, daß 
die Bürger vernünftige Entscheidungen in der Sache fällen können, da sie für 
zugespitzte Meinungen eher empfänglich seien als für wohlabgewogene Po-
sitionen. Einem Parlament traut man da schon eher gute Entscheidungen für 

2  Meerkamp 2011, 17.
3  Vgl. näher Meerkamp 2011, 18.
4  Vgl. Meerkamp 2011, 18 f.
5  Feld / Hessami / Reil 2011, 111 f.
6  Feld / Hessami / Reil 2011, 133 f.
7  Renate Köcher: Der Ruf nach dem Plebiszit, in: FAZ vom 20.10.2010 (Nr. 244), 

S. 5.
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die Allgemeinheit zu.8 Selbst Kritik am repräsentativen System unter Konsta-
tierung einer gegenwärtigen Schwäche der Demokratie und insbesondere der 
Parteien in der Bundesrepublik veranlaßt Skeptiker direktdemokratischer 
Verfahren nicht zwingend zur Befürwortung einer Stärkung der direkten De-
mokratie.9

Auf der anderen Seite wird eine stärkere Bürgerbeteiligung insbesondere 
vor dem Hintergrund einer diagnostizierten Krise der Legitimität der Demo-
kratie in Deutschland für notwendig gehalten. Es fehle dem Parlamentaris-
mus in Deutschland an Aufnahmefähigkeit für Meinungen aus dem Volk und 
aufgrund eines Mangels an Transparenz an Entscheidungsakzeptanz und 
Vertrauen in das politische System unter den Bürgern.10 Die politische Kultur 
der Bundesrepublik sei immer schon durch einen starken Zug zu einer Kon-
sens- oder Konkordanzdemokratie geprägt gewesen. Da politische Entschei-
dungen in solch einem System immer größtmögliche Rücksicht auf alle 
nehmen müßten, müsse sich der Einzelne nicht darum kümmern und lasse es 
dann eben auch. Auf der anderen Seite steige die Tendenz zur symbolischen 
Inszenierung oder zu populistischem Ersatzhandeln. So habe beispielweise 
im Bundestagswahlkampf 2013 das einzige wirklich existentielle Problem 
der Zeit, die Finanz- und Staatsschuldenkrise, so gut wie nicht stattgefun-

8  So wird ein repräsentativdemokratisches System prononciert bevorzugt von Ru-
dolf Steinberg: Das Volk und die direkte Demokratie, in: FAZ vom 16.2.2012 (Nr. 40), 
S. 7: Das Volk könne immer nur über Fragen entscheiden, die es sich selbst gestellt 
habe; bei Volksinitiativen werde über eine Frage abgestimmt, die nur von einer klei-
nen Gruppe formuliert werde; überhaupt sei der Mensch nur bedingt der Vernunft 
zugänglich. Deutlich abgemilderte, aber ähnliche Anklänge auch bei Andreas Voß-
kuhle: Über die Demokratie in Europa, in: FAZ vom 9.2.2012 (Nr. 34), S. 7: Kleine, 
gut organisierte Gruppen mit einer beschränkten Agenda verschafften sich in der Öf-
fentlichkeit oftmals eher Gehör als breite Bevölkerungsgruppen. Vgl. des Weiteren 
erneut Rudolf Steinberg: Die Repräsentation des Volkes, in: FAZ vom 30.9.2013 
(Nr. 227), S. 7, wo die These vertreten wird, daß angesichts des von Natur aus unvoll-
kommenen Menschen kein Weg an einer Repräsentativverfassung vorbeiführe. Eine 
besondere Bedeutung der Parteien für das Gemeinwohl unter dem Aspekt guter reprä-
sentativer Entscheidungen betont des Weiteren Hans Peter Bull: Demokratie ohne 
Politiker?, in: FAZ vom 11.3.2013 (Nr. 59), S. 7.

9  Hans H. Klein: Metamorphose der Demokratie, in: FAZ vom 29.8.2011 (Nr. 200), 
S. 7: „Die direkte Demokratie prämiert und privilegiert das politische Engagement, 
das immer ein solches von Minderheiten sein wird, zum Nachteil des demokratischen 
Prinzips gleicher Teilhabe – je niedriger die Abstimmungsquoren, desto mehr.“

10  Hans Vorländer: Spiel ohne Bürger, in: FAZ vom 12.7.2011 (Nr. 159), S. 8. Vgl. 
auch Hermann Lübbe: Jenseits von Gut und Böse, in FAZ vom 16.12.2011 (Nr. 293), 
S. 9: „Mit der Dynamik und Komplexität unserer zivilisatorischen Lebensverhältnisse 
wächst zugleich wie nie zuvor die Vielfalt der Interessen, Betroffenheiten und Befind-
lichkeiten der Bürger, die man über seine gewählten Repräsentanten hinaus auch 
durch sich selbst vertreten sein lassen möchte. Kurz: Der Ruf nach direktdemokrati-
schen Entscheidungsverfahren wird lauter.“


